
Containergefängnisse  
sind bewilligt

Im Berner Strafvollzug soll nun  
doch ein temporäres Container- 
gefängnis zum Einsatz kommen,  
um die vollen Regionalgefäng- 
nisse zu entlasten. Der Grosse  
Rat hat gestern eine abgespeck- 
te Version des zuvor versenkten  
Projekts knapp bewilligt.

Statt 40 sollen nun 20 bis 30  
Plätze bereitgestellt werden, vor- 
zugsweise auf dem Areal eines  
bestehenden Gefängnisses. Hin- 
ter der Motion von André Rogg- 
li (Mitte) stand das Kantonsparla- 
ment mit 78 zu 75 Stimmen bei  
drei Enthaltungen.

Es brauche nun eine schnel- 
le Entlastung und die Durchset- 
zung des Rechtsstaats, so der  
bürgerliche Tenor. Gegenstim- 
men kamen von der Ratslinken,  
der GLP und der EVP. Die Lö- 
sung sei präventive Arbeit, nicht  
eine nachträgliche Aufstockung,  
machte Christa Ammann für  
Grüne/AL geltend. René Müller  
(EVP) störte sich zudem an der  
Extrarunde: «Dieser demokrati- 
sche Entscheid muss respektiert  
werden.»

Ginge es nach Sicherheitsdi- 
rektor Philippe Müller (FDP), wä- 
re die Anlage doppelt so gross ge- 
worden. Im Herbst 2024 lehnte  
der Grosse Rat aber das 5,6-Mil- 
lionen-Vorhaben beim Regional- 
gefängnis Burgdorf mit Stichent- 
scheid ab. Die Mehrheit kritisierte  
diese Ausgabe damals als unver- 
hältnismässig für eine temporäre  
Lösung.

Dass sich diesmal eine Mehr- 
heit für die Container fand, liegt  
an Fraktionsdisziplin und an der  
bürgerlichen Präsenz. Das zeigt  
ein Blick aufs Abstimmungspro- 
tokoll. Bei der SVP gab es 2024  
noch drei Nein-Stimmen, dies- 
mal drei Enthaltungen und nur  
eine einzige Nein-Stimme. Zu- 
dem stimmten diesmal sämtliche  
Mitglieder von SVP, FDP und  
Mitte ab. 2024 fehlten drei Bür- 
gerliche bei der Abstimmung.

Die Gefängniscontainer be- 
zwecken eine Überbrückung bis  
zur Eröffnung des Gefängnis- 
neubaus in Witzwil. Dieser er- 
setzt ab Mitte der 2030er-Jahre  
das baufällige Bieler Regionalge- 
fängnis und bietet Platz für den  
geschlossenen Vollzug der heu- 
tigen Justizvollzugsanlage Thor- 
berg. Letztere soll schliesslich als  
Puffer zur Verwendung kom- 
men.

Wer nicht bezahlt, soll  
gemeinnützige Arbeit leisten

Dass die Containergefängnisse  
überhaupt nötig sind, liegt auch  
daran, dass die Berner Gefäng- 
nisse latent überfüllt sind. Das hat  
unter anderem mit den vielen  
Ersatzfreiheitsstrafen für Perso- 
nen zu tun, die eine Busse oder  
Geldstrafe nicht bezahlt haben.

Am Mittwoch hat der Grosse  
Rat deswegen bereits eine Stan- 
desinitiative beschlossen. Sie be- 
absichtigt, dass Ersatzfreiheits- 
strafen künftig in gemeinnützi- 
ge Arbeit umgewandelt werden  
können. Zudem forderte er eine  

generelle Stärkung von gemein- 
nütziger Arbeit als Vollzugsform,  
etwa in Form einer Informati- 
onskampagne.

Bis auf EDU und EVP wa- 
ren alle Fraktionen unter den Erst- 
unterzeichnenden der Motion der  
Lysserin Oriana Pardini (SP) ver- 
treten. 106 Ratsmitglieder standen  
hinter dem Vorstoss, 36 waren da- 
gegen und eine Person enthielt  
sich. Gegenstimmen kamen von  
SVP, FDP und EDU.

Kern des Strafrechts sei «das  
staatliche Versprechen, Men- 
schen nach Fehlverhalten wieder  
eine Perspektive zu eröffnen»,  
sagte Pardini. Dazu leiste die Er- 
satzfreiheitsstrafe keinen Beitrag.  
Ein kurzer Aufenthalt im Ge- 
fängnis bringe der Gesellschaft  
nichts, fügte Mitmotionärin An- 
drea Gschwend-Pieren (SVP) an.

Für die erwähnte Änderung  
muss das Bundesgesetz ange- 
passt werden, konkret das Straf- 
gesetzbuch. Das Kantonsparla- 
ment kann sie deshalb nicht im  
Alleingang vollziehen. Als nächs- 
ten Schritt landet das Anliegen  
bei den zuständigen Kommissio- 
nen der nationalen Räte.

Berner Polizei erhält neuen  
Wasserwerfer

Die Berner Kantonspolizei kann  
einen neuen Wasserwerfer für  
3,2 Millionen Franken anschaf- 
fen. Der Grosse Rat hat am Mitt- 
woch diverse Rückweisungsan- 
träge der Ratslinken mit grosser  

Mehrheit abgelehnt. Mitglieder  
der Grünen forderten einerseits  
den Kauf eines Elektrofahrzeugs,  
anderseits die Prüfung einer ge- 
meinsamen Nutzung mit mehre- 
ren Polizeikonkordaten. Bis auf  
SP/Juso leistete keine Fraktion  
Folge.

Auch eine Neubeurteilung  
des Beschaffungsverfahrens, wie  
von Grossrätinnen von SP und  
Grünen verlangt, wollte die Rats- 
mehrheit nicht. Kommissions- 
sprecher Adrian Spahr (SVP) aus  
Lengnau legte dar, dass faktisch  
nur ein Anbieter infrage komme.

Das Kantonsparlament be- 
willigte den Verpflichtungskredit  
mit 117 zu 26 Stimmen bei 7 Ent- 
haltungen. Somit kann die Kapo  
den älteren ihrer beiden Wasser- 
werfer ersetzen. Er ist seit 2006  
im Einsatz und kann nicht mehr  
gewartet werden.

Sicherheit im Amthaus  
an Private delegiert
Der Rat verabschiedete zudem ei- 
nen wiederkehrenden Verpflich- 
tungskredit von jährlich 288'000  
Franken für die Sicherheitsaufga- 
ben im Amthaus bis 2030. Der Be- 
trag wird eingesetzt, um Beglei- 
tung, Bewachung und Betreuung  
von eingewiesenen Personen an  
ein privates Sicherheitsunterneh- 
men zu delegieren.

Zum Unmut der Ratslinken:  
«Die beste Lösung wäre eine Auf- 
stockung der Polizei», sagte Oria- 
na Pardini für ihre Fraktion. Eine  
Kommissionsminderheit verlang- 
te erfolglos eine Rückweisung, um  
zu prüfen, «inwieweit diese Auf- 
gaben mit dem staatlichen Ge- 
waltmonopol vereinbar sind». Die  
Ratsmehrheit gab der Regierung  
aber in Form eines Ergänzungs- 
auftrags mit auf den Weg, die ge- 

setzliche Grundlage der Auslage- 
rung sorgfältiger herzuleiten, sollte  
es eine nächste Leistungsperiode  
geben.

Radikalisierung früher  
erkennen

Der Kanton Bern soll künftig  
mehr unternehmen, um potenzi- 
elle Gefährderinnen und Gefähr- 
der zu identifizieren. Der berni- 
sche Grosse Rat hat gestern ei- 
nen Vorstoss des ehemaligen Lys- 
ser Gemeindepräsidenten Andre- 
as Hegg (FDP) überwiesen, wo- 
nach der Kanton Bern ein Früh- 
warnsystem für Radikalisierung  
entwickeln soll.

Die Ratsmitglieder waren  
sich einig, dass extremistische  
Gewalt eine grosse Gefahr für  
die Gesellschaft darstelle. Auch,  
dass es dafür einen präventi- 
ven Ansatz brauche. Der entspre- 

chenden Forderung stimmte er  
fast einstimmig zu.

Umstrittener war, von wel- 
chen Gruppen die Gefahr aus- 
geht. So sprachen sich die Motio- 
närinnen und Motionäre explizit  
für eine konsequentere Abschie- 
bepraxis von ausländischen Straf- 
tätern mit extremistischem Hin- 
tergrund aus. Für die Ratslinke  
war dies der falsche Fokus. Es  
greife zu kurz, dass es sich bei  
Radikalisierung um ein Auslän- 
derproblem handle, sagte Valen- 
tina Achermann für die SP/Juso- 
Fraktion. Die bürgerliche Mehr- 
heit stimmte auch diesem Be- 
standteil dennoch zu – ebenso  
wie der Forderung, dass Strafver- 
folgung, Nachrichtendienst und  
Integrationsbehörden intensiver  
zusammenarbeiten. Es gehe da- 
bei um sämtliche Tätergruppen,  
stellte Initiant Hegg klar.

Sicherheitsdirektor Philippe  
Müller (FDP) machte deutlich,  
dass präventive Instrumente be- 
reits bestünden und die Zustän- 
digkeiten geregelt seien. Das gel- 
te auch für die Ausschaffung  
von ausländischen Gefährderin- 
nen und Gefährdern. Die Proble- 
matik bestehe aber grundsätzlich  
darin, die Gefahr zu erkennen.

Er zeigte sich deshalb be- 
reit, mehr Ressourcen zu inves- 
tieren und auf Bundesebene Ein- 
fluss zu nehmen – etwa im Rah- 
men der laufenden Revision des  
Nachrichtendienstgesetzes. Das  
neue Gesetz soll dem Nachrich- 
tendienst mehr Instrumente zur  
Früherkennung von Bedrohun- 
gen geben. Das Bundesparlament  
wird voraussichtlich noch dieses  
Jahr über die Vorlage befinden.

Kontaktverbote über  
den Kanton hinaus

Der bernische Grosse Rat will,  
dass Kontakt- und Annäherungs- 
verbote künftig kantonsübergrei- 
fend gelten. Mittels Motion hat  
er den Regierungsrat am Don- 
nerstag beauftragt, sich für den  
interkantonalen Datenaustausch  
im Bereich des Gewaltschutzes  
einzusetzen.

Der Grosse Rat überwies  
den Vorstoss einstimmig. Mitglie- 
der sämtlicher Fraktionen hatten  
ihn mitunterzeichnet. Der Kan- 
ton Bern muss nun dafür sorgen,  
dass er Anordnungen anderer  
Kantone im Bereich des Gewalt- 
schutzes künftig ebenfalls voll- 
ziehen kann. Polizeiliche Schutz- 
massnahmen haben aktuell nur  
im verfügenden Kanton Wir- 
kung, sofern sie sich auf kantona- 
le Gesetze stützen. Auf Ersuchen  
der jeweiligen Kantonspolizeien  
können zwar auch andere Kanto- 
ne Massnahmen anordnen, einen  
systematischen Informationsaus- 
tausch gibt es aber nicht.

Die Regierung begrüsste  
diese Stossrichtung. Verbesse- 
rungen verspricht sie sich mit  
dem neuen Konkordatsentwurf  
der Konferenz der Kantonalen  
Polizeikommandantinnen und  
-kommandanten. Tritt er in  
Kraft, werden die Polizeien auf  
polizeiliche Daten anderer Kan- 
tone zugreifen können. (sda/jat)

Das Berner Kantonsparlament hat der abgespeckten Variante eines Containergefängnisses zugestimmt. Bild: Keystone/Peter Schneider

Bürgerliche drücken 
Containergefängnisse durch
Die letzten beiden Tage beschäftigte sich der Grosse Rat mit Sicherheitsthemen. Dank bürgerlicher Geschlossenheit wurde das Projekt 
für Containergefängnisse doch noch angenommen – doch auch die Linken konnten teilweise Erfolge verbuchen.

• zugestimmt, dass der Kanton  
den Einsatz von sogenannten Su- 
per-Recognizern bei der Fahn- 
dung nach Gewalttätigen weiter  
prüft. Ein entsprechendes Pilot- 
projekt der Kantonspolizei befin- 
det sich derzeit am Ende einer  
Testphase (das BT berichtete).  
Nach Abschluss des Tests soll  
dem Parlament ein Bericht vorge- 
legt werden.

• einen Bericht des Regierungs- 
rats zur Umgestaltung der Kir- 
chensteuer für juristische Perso- 
nen zurückgewiesen. Die bürger- 
liche Mehrheit verlangt vertiefte  
Abklärungen, was passiert, wenn  
Unternehmen die Kirchensteuer  
freiwillig zahlen können. Der Rat  
brauche bessere Entscheidungs- 
grundlagen zu den finanziellen  
Folgen und möglichen Über- 

gangsmodellen, hiess es von bür- 
gerlicher Seite.
• das totalrevidierte Berner So- 
zialhilfegesetz mit grosser Mehr- 
heit überwiesen. Dies, nachdem  
unter anderem beschlossen wur- 
de, dass Gemeinden nun doch  
keinen Selbstbehalt überneh- 
men müssen – und Kinder in der  
Sozialhilfe zusätzliche Unterstüt- 
zung erhalten sollen. (sda/jat)

Der Grosse Rat hat diese Woche ausserdem:
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